
 

Gemeinde Glandorf  Glandorf, den 20.02.2021 

N i e d e r s c h r i f t 

FinA/019/2021 

 
über die öffentliche Sitzung des Finanz- und Feuerwehrausschusses 

am Mittwoch, den 17.02.2021, von 19:30 Uhr bis 22:32 Uhr 
im Sitzungssaal des Rathauses Glandorf, Münsterstr. 11, 49219 Glandorf 

 
Anwesend: 

Vorsitzende/r 
Herr Stefan Jürgens UWG  

Mitglieder 
Herr Andre Harwerth CDU  
Herr Josef Hesse CDU per Videokonferenz 
Herr Heinrich Jankrift CDU  
Frau Kathrin Pawellek SPD  
Herr Ralf Wiebusch UWG per Videokonferenz 

Ratsmitglied 
Herr Martin Bäumer CDU per Videokonferenz 
Herr Sebastian Gottlöber UWG  
Herr Ulrich Hengelsheide CDU per Videokonferenz 
Herr Reinhold Hothnaier UWG per Videokonferenz - zeitweise bis 21.10 

Uhr 
Herr Reinhard Lefken CDU per Videokonferenz - zeitweise ab 20.30 

Uhr 
Herr André Winterberg CDU per Videokonferenz 

Bürgermeisterin 
Frau Dr. Magdalene Heuvelmann Bürgermeis-
terin 

 

Protokollführer 
Herr Dirk Schmalstieg  

von der Verwaltung 
Herr Frank Scheckelhoff per Videokonferenz 
 
Abwesend: 

beratendes Mitglied 
Herr Frank Andiel vertreten durch den stellv. Gemeinde-

brandmeister Hans-Rüdiger Rocholl 
 
Gäste: 
Frau Schneider von der noz 
Ein Gast  
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Öffentlicher Teil 

 
 1. Eröffnung der Sitzung 

 
Der Ausschussvorsitzende Stefan Jürgens eröffnete um 19.35 Uhr die Sitzung des Finanz- und 

Feuerwehrausschusses und begrüßte alle Anwesenden.  

 
 2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der anwesenden Ausschussmitglieder 

 
Der Ausschussvorsitzende stellte die ordnungsgemäße Ladung und die anwesenden Aus-
schussmitglieder fest.  
 

 3. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Die Beschlussfähigkeit wurde durch den Ausschussvorsitzenden Stefan Jürgens festgestellt.  
 

 4. Feststellung der Tagesordnung 
 
Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgenommen. Ausschussvorsitzender 
Jürgens stellte die Tagesordnung fest.  
 

 5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Finanz- und Feuerwehrausschus-
ses Nr. FinA/016/2020 vom 11.11.2020 
 
Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Finanz- und Feuerwehrausschusses Nr. FinA 
/016/2020 vom 11.11.2020 lag allen Ausschussmitgliedern vor. Gegen Form und Inhalt wurden 
keine Einwände erhoben. Die Niederschrift wurde in der vorliegenden Form einstimmig geneh-
migt. 
 

 6. Bericht der Feuerwehr 
 
Der stellvertretende Gemeindebrandmeister Rocholl präsentierte und erläuterte den Bericht des 
abwesenden Gemeindebrandmeisters Andiel (Anlage 1).  
 

 7. Bericht der Kämmerei 
 
Kämmerer Schmalstieg erläuterte den aktuellen Bericht der Kämmerei (Anlage 2).  
 
Ausschussmitglied Harwerth lobte das Vorziehen der diesjährigen Sanierungsarbeiten des Hal-
len-Garten-Bades. So kann dieses nach der pandemiebedingten Schließung den Besuchern 
ohne weitere Unterbrechungen zur Verfügung stehen. 
Abschließend erinnerte der Kämmerer daran, dass sich die Bad-Leitung in der nächsten Sit-
zung des Ausschusses vorstellen wird.   
 

 8. Wahl des Ortsbrandmeisters und des stellv. Ortsbrandmeisters der Ortsfeuerwehr Sch-
wege - Beratung und Beschlussfassung 
Vorlage: 01/644/2021 
 
Ausschussmitglied Hesse begrüßte die erneute Ernennung Ortsbrandmeisters Jürgen Speck-
mann und des stellv. Ortsbrandmeisters Christoph Laumann für die Ortsfeuerwehr Schwege.  
Im Folgenden wurde der Beschlussvorschlag vom Ausschussvorsitzenden Jürgens zur Ab-
stimmung gestellt. 
 
Beschlussvorschlag:  



3  
 
Zum Ortsbrandmeister der Ortsfeuerwehr Schwege wird (mit Wirkung vom 17.03.2021 bis zum 
16.03.2027) der Oberbrandmeister Jürgen Speckmann, Kiebitzweg 29, 49219 Glandorf, und 
zum stellv. Ortsbrandmeister der Ortsfeuerwehr Schwege (mit Wirkung vom 17.03.2021 bis zum 
16.03.2027) der Brandmeister Christoph Laumann, Merscher Weg 3a, 49219 Glandorf, ernannt.  
    
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 6 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
 

 9. Anträge der Freiwilligen Feuerwehren Glandorf und Schwege zum Haushalt 2021 - Bera-
tung und Beschlussfassung 
Vorlage: 01/602/2020/1 
 
Ausschussmitglied Pawellek erläuterte den Antrag der SPD Fraktion. Diese ging davon aus, 
dass man nicht genau wisse, welche Kleidung bei den konkreten Einsätzen zu tragen sei. Ein 
Umziehen vor Ort sei schwer vorstellbar.  
Der stellvertretende Gemeindebrandmeister Rocholl erläuterte, dass durch die jeweilige Ein-
satzcodierung klar ist, welche Ausrüstung vor Ort notwendig ist.   
Ratsmitglied Gottlöber sagte, dass in den vergangenen Jahren auf diese Anschaffung verzichtet 
wurde. Die Sicherheit der Ehrenamtlichen gehe jedoch vor. 
Die Bürgermeisterin meinte, dass in heißen Sommern eine dünnere Kleidung unverzichtbar ist.  
 
Im Folgenden wurde der Antrag der SPD zur Abstimmung gestellt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 1 

Nein: 5 

Enthaltung: 0 

 
Herr Rocholl wies auf die Reduzierung des Ansatzes für 2021 für die Einrichtung des Feuer-
wehrgerätehauses Schwege seitens der Feuerwehr hin (Anlage zur Vorlage).  
 
Im Folgenden wurde über die Haushaltsansätze für die Feuerwehren abgestimmt.   
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 6 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
 
 

 10. Haushaltsplan 2021 für den Bereich Finanzen und Feuerwehr 
    
 

 10.1. Änderungsanträge der Fraktionen - Beratung und Beschlussfassung 
Vorlage: 01/634/2021 
 
Kämmerer Schmalstieg präsentierte die Ergebnisse der bisherigen Beratungen zum Haushalt in 
tabellarischer Form.  
Die Ergebnisse der folgenden Beratungen wurden unmittelbar in die Tabelle eingetragen. 
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Ausschussvorsitzender Jürgens koordinierte die Reihenfolge der Beratung. Auf Bitte des Aus-
schussmitglieds Hesse wurde mit den Anträgen EDV-MitarbeiterIn begonnen.  
 

1.  
CDU Antrag (C3): Streichung der geplanten Einstellung eines EDV-Mitarbeiters.  
SPD Antrag (S7): Ablehnung Einstellung einer EDV-Fachkraft 

 
Ausschussmitglied Jankrift begründete den CDU-Antrag: Ein eigener EDV- Mitarbeiter ist nicht 
erforderlich. Dadurch permanent laufende Kosten. Die Person muss auf aktuellem Stand blei-
ben. In großen Firmen wird auch entsprechende Leistung eingekauft.  
Ausschussmitglied Pawellek schloss sich dem inhaltlich an und begründete so den SPD-Antrag.  
Ausschussmitglied Wiebusch sah für die Situation des Rathauses eine solche Stelle als not-
wendig an.  
Ratsmitglied Winterberg sah in der Einrichtung der Stelle eine falsche Vorgehensweise. Es gibt 
auch neutrale Berater und Dienstleister. Anspruch EDV steigt auch bei Schulen. 
 
Die Bürgermeisterin erläuterte die grundsätzliche Vorgehensweise der Verwaltungsleitung. Im 
letzten Jahr wurde kritisiert, dass eine Stelle nicht im laufenden Jahr eingerichtet werden könne, 
ohne diese zuvor im Stellenplan /Haushalsplan zu planen. Das habe die Verwaltung in diesem 
Jahr berücksichtigt. Die Einrichtung der Stelle ist für die 2. Jahreshälfte angedacht und natürlich 
wird der Rat/VA eine ausgearbeitete Entscheidungsgrundlage erhalten, um rechtzeitig ent-
scheiden zu können. Aktuell ist aber erst über den Haushaltsplanentwurf zu beraten.  
Inhaltlich führte sie aus, dass die Zusammenarbeit mit der ITEBO intensiv und an einigen Stel-
len gut und an anderen schlecht sei. Bspw. gebe es vom Dienstleister auch nach einem Jahr 
Pandemie noch keine Idee für geheime Abstimmungen in Online-Sitzungen. So ein Thema 
müssten dann die Fachdienstleiter bzw. die Bürgermeisterin verfolgen. Hierzu fehlt es jedoch an 
zeitlichen und fachlichen Kompetenzen. Darüber hinaus sei die Glandorfer Verwaltung im Digi-
talisierungsprozess noch nicht gut aufgestellt. Es gibt zeitliche, gesetzliche Fristen (OZG, 
BTHG, E-Rechnung, Datenschutzbeauftragter), die nur mit Unterstützung des Dienstleisters 
nicht eingehalten werden könnten.   
Fachdienstleiter Schmalstieg ergänzte, dass hausintern ein kompetenter Ansprechpartner da 
sein muss und dass die anstehenden Digitalisierungsprozesse sehr zeitintensiv sind.   
 
Für Ratsmitglied Bäumer treffen die Argumente von Andre Winterberg zu. Ein eigener Mitarbei-
ter wird nur Mäuse und Drucker einrichten. Alle Kommunen haben das gleiche Problem. Wenn 
es mit der Itebo nicht läuft, dann muss hier Druck gemacht werden. 
Ratsmitglied Gottlöber sagte, derzeit wird ein offensichtlich nicht ausreichendes „Paket X“ von 
der Itebo in Anspruch genommen. Viel fachliche Arbeitskraft der Mitarbeiter wird so gebunden. 
Wenn mehr Flexibilität gewollt ist, kostet dies auch mehr Geld. Aufgaben müssen erledigt wer-
den.  
 
Die Bürgermeisterin berichtete über die Fortschritte der Professionalisierung an den hausinter-
nen Arbeitsplätzen. Ein EDV-Mitarbeiter würde bestimmt keine Mäuse bzw. Drucker einzurich-
ten haben. Sein Job ist vielmehr konzeptionell. Eine qualifizierte Professionalität für EDV-
Fragen und Entwicklungsprozesse fehlt hausintern.  
Sie äußerte den dringenden Wunsch, dass dieser Vorschlag der Verwaltung nicht schon in den 
Haushaltsberatungen vom Tisch gewischt wird. Die Gesamtsumme für den Haushalt 2021 be-
laufe sich auf 12.000 €. Die inhaltliche Beratung, zu der die Verwaltung ein Konzept vorlegen 
wird, folgt im Laufe des Jahres.  
Ausschussmitglied Wiebusch schloss sich dem an. Eine Planung im Haushalts- und Stellenplan 
kann erfolgen. CDU und SPD haben nach Vorlage einer Konzeption noch Möglichkeit einzulen-
ken und Ausschreibung ggf. auch nicht vorzunehmen.  
 
Ausschussmitglied Harwerth sagte, es wolle niemand verhindern, dass Verwaltung professio-
neller wird. Ein Konzept hierzu muss her. 
 
Abschließend stellte Ausschussvorsitzender Jürgens den inhaltlich gleichen Antrag der CDU- 
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und SPD-Fraktion zur Abstimmung.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 4 

Nein: 2 

Enthaltung: 0 

 
 
2.  
Anträge der CDU, SPD und UWG zur Investition:  
I111711-04 Erweiterung Dachgeschoss Rathaus 
 
Ausschussvorsitzender Jürgens schlug vor, erst den CDU Antrag, da dieser am weitreichends-
ten ist, zu beraten. Dem wurde einvernehmlich gefolgt.  
 
Die Ausschussmitglieder Jankrift und Harwerth argumentierten: Ein Ausbau ist nicht erforder-
lich. Sie verwiesen auf hohe Baukosten. Im Rahmen der Pandemie werden 40% Homeoffice 
gefordert. Das könnte auch hier erfolgen. Eine kleine Gemeinde sollte versuchen, sich in die-
sem Rahmen zu bewegen. Dies auch im Hinblick auf einen nicht erforderlichen Raumbedarf 
durch eine nicht zu verwirklichenden EDV-Mitarbeiter.  
Ausschussmitglied Pawellek erläuterte den Standpunkt und den Antrag der SPD-Fraktion: Ver-
bleib eines Planungsansatzes in Höhe von 50.000 Euro, um Alternativen zu prüfen und genau 
zu überlegen, was sinnvoll ist. 
Ausschussmitglied Wiebusch sagte zum Antrag der UWG: Die Notwendigkeit ist da, dass mehr 
Büroraum zur Verfügung gestellt werden sollte. Es solle keine Vorfestlegung auf Dachgeschoss 
getroffen werden. Nach Planung und einem möglichen Beschluss zum Ausbau, auch noch in 
diesem Jahr angefangen werden. 
 
Die Bürgermeisterin erläuterte auch hier die grundsätzliche Vorgehensweise der Verwaltung 
und zur Einstellung der Mittel in den Haushalt. Dies ist die Beratung zu einem Haushaltsplan-
entwurf, kein Baubeschluss.  
Ein differenzierter Raumbedarfsplan ist in Vorbereitung. Sie persönlich hat sich insbesondere 
von den Fachdienstleitern Gerding und Scheckelhoff überzeugen lassen, dass dauerhaft mehr 
Büroräumlichkeiten erforderlich sind.   
Grundsätzlich merkte sie Folgendes an: Eine Verwaltung in der Größe der Gemeinde ist, allein 
unter organisatorischen und ökonomischen Aspekten betrachtet, nicht sinnvoll.  Größere Ein-
heiten sind immer optimaler aufzustellen. Es gibt aber gute Gründe für die kleine Verwaltungs-
einheit: Bürgernähe und die politische Selbstständigkeit der Kommune.   
Die drei Fachdienstleiter und die Bürgermeisterin kennen die internen Verwaltungsvorgänge viel 
besser als die Ratsmitglieder. So ist bspw. eine Aufsplittung der Verwaltung an zwei Orte zwin-
gend abzulehnen. Jeder bearbeitet hausintern mehrere Sachgebiete, was dazu führt, dass das 
Netz der Zusammenarbeit wesentlich enger ist als bei großen Einheiten. Maßstäbe aus großen 
Unternehmen kann man nicht auf eine kleine Verwaltung herunterbrechen, das ist definitiv nicht 
sachgerecht. Die Verwaltungsleitung werde auch zur Rathauserweiterung noch ein Konzept 
vorlegen. Nebenbei bemerkt stellt sie klar, dass es keine Vorentscheidung für einen Ausbau 
des Dachgeschosses gebe – auch andere Varianten sind denkbar.  
 
Ausschussvorsitzender Hesse wandte sich strikt dagegen, das Rathaus auszubauen. Das 
grundsätzliche Anliegen wird jedoch verstanden. Es sei ein guter Vorschlag der SPD, eine Ana-
lyse vornehmen zu lassen. Allerdings sind hierzu maximal 10.000 EUR hierfür in den Haushalt 
einzustellen. 
Dem schloss sich Ratsmitglied Winterberg an. Eine gute EDV Ausstattung und Arbeitsplatzaus-
stattung ist wichtig.  
Ausschussmitglied Wiebusch schlug vor, über einen Planungsmittelantrag für 10.000 Euro für 
2021 abstimmen zu lassen. Diesem Vorschlag wurde nicht weiter gefolgt.  
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Abschließend stellte Ausschussvorsitzender Jürgens nacheinander die Anträge der Fraktionen 
in folgender Reihenfolge zur Abstimmung:  

 
CDU-Antrag Streichung (C7): Investitionen Produkt 111711-04 Erweiterung Dachge-
schoss Rathaus Ansatz streichen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 3 

Nein: 3 

Enthaltung: 0 

 
Somit ist der CDU-Antrag abgelehnt.  

 
SPD-Antrag Kürzung (S4) der Planung Gebäudenutzung Rathaus auf 50.000 Euro  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 1 

Nein: 3 

Enthaltung: 2 

 
Somit ist der SPD-Antrag abgelehnt.  

 
UWG-Antrag Umbenennung (U4): in „Erweiterung Rathaus“ – 
(bei Aufrechterhaltung der vorgelegten finanziellen Planung) 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 2 

Nein: 3 

Enthaltung: 1 

 
Somit ist der UWG Antrag abgelehnt.  
 
 
3. 

Beratung des CDU Antrags (C5): Die CDU – Fraktion beantragt die Bereitstellung zusätz-
licher Mittel von 10.000 € für Entschädigung die Jahreskartenbesitzer des Hallen-
Gartenbads Glandorf. 
 
Ausschussmitglied Harwerth erläuterte: Aufgrund der pandemiebedingten, längeren Schlie-
ßungsphasen solle Jahreskartenbesitzern entgegenkommen und Karten für halben Preis 
angeboten werden.  
 
Die Bürgermeisterin erklärte, aktuell wird auf Antrag die Jahreskarte über Zeitraum, in dem 
Bad geschlossen hat, verlängert. Die Informationen hierzu sind im Hallen-Garten-Bad öf-
fentlich ausgehängt.  
 
Ratsmitglied Gottlöber bekundete Sympathie für den CDU-Antrag. Soll die Verlänge-
rungsoption öffentlich gemacht werden? Was ist mit Schwimmabteilung? 
Herr Wiebusch fragte: Gibt es Entschädigungspflicht? Dies wurde seitens der Verwaltung 
verneint.  
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Ratsmitglied Bäumer sagte: Stammgäste sind Basis der Besucher. Die Gäste sollten der 
Gemeinde etwas wert sein. Gemeinde soll alle Karteninhaber öffentlich informieren, nicht 
nur über den Aushang im Bad.  
 
Es wurde Konsens erzielt, die Information in Glandorfer Mitteilungen für alle Bürger zu ver-
öffentlichen. Auch die vergünstigten Dauerkarten (über die Vereine) werden berücksichtigt.  
 
Ausschussvorsitzender Jürgens fragte: Bleibt der Antrag der CDU bestehen?  
Ausschussmitglied Harwert sagte, die Vorgehensweise ist eine gleichwertige Vorgehens-
weise zum formulierten Vorschlag. Die CDU-Fraktion zieht daher ihren Antrag zurück.  
 
 
4. 
Beratung des UWG-Antrags (U2)  
Fördertopf zur Unterstützung des momentan geschlossenen/eingeschränkten Einzelhan-
dels durch den Glandorf-Gutschein: 
 
UWG-Fraktionsvorsitzender Gottlöber erläuterte den Antrag der UWG. Im Münsterland hat 
eine ähnliche Gutschein-Aktion stattgefunden. Dies soll das „Kaufen vor Ort“ anregen. Er 
ließ den Entwurf des Gutscheins präsentieren.  
 
Ausschussmitglied Hesse stellte fest: Der Wahlkampf ist eröffnet. Für die Umsetzung muss 
eine Durchführungsrichtlinie her. Kein Verkauf durch Ratsmitglieder. Kontrolle über 4 Gut-
scheine kaum möglich. Die Laufzeit muss geprüft werden. Keine Beschränkung. Personal-
ausweis-Überprüfung ist erforderlich. Miteinbeziehung der Gewerbetreibenden ist erforder-
lich. Es gibt einen erheblichen Regelungsbedarf. 
Herr Gottlöber erklärte, Kriterien hierzu müssen noch erarbeitet werden. Es besteht Anpas-
sungsbedarf. Er soll hierzu zeitnah ein Arbeitskreis mit Verwaltung, Ratsmitgliedern und 
Gewerbeverein gebildet werden.  
Ausschussmitglied Pawellek berichtete von Erfahrungen aus Sassenberg. Ein Gutschein 
wäre dort gut bei den Bürgern angekommen.  
Ratsmitglied Bäumer bewertet den Antrag als eine interessante Sache. Die Erfahrung in 
verschiedenen Kommunen sei jedoch unterschiedlich. Evtl. solle Befristung der Zuzahlung 
der Gemeinde festgelegt werden. IHK Einzelhandelsumsatz Glandorf 23 Mio, damit beliefe 
sich das Volumen der Gutscheine auf 0,2 %. Das ist natürlich wenig. Es solle genau über-
legt werden, wer in den Genuss der Gutscheine komme.  
Ratsmitglied Wiebusch zeigte sich erfreut über den Vorschlag von Herrn Bäumer, den Be-
trag um 10.000 Euro zu erhöhen.  
Ratsmitglied Bäumer klärte auf, dass es sich dabei wohl um ein Missverständnis handle, 
eine Erhöhung habe er nicht anregen wollen.  
Ratsmitglied Gottlöber sagte, die UWG wolle das Bewusstsein der Bürger für Glandorfer 
Läden vor Ort fördern. In Anbetracht des gesamten Einzelhandelsumsatzes könne der För-
dertopf in dieser Höhe nur ein kleiner Beitrag sein.   
 
Es folgte eine fünfminütige Unterbrechung der Sitzung. Anschließend öffnete Ausschuss-
vorsitzender Jürgens die Sitzung zeitweise für die Öffentlichkeit.  
 
Ludger Laumann (Martins Getränkemarkt) berichtete: Gutscheine wurden seitens des 
Marktes bereits verkauft verschenkt. Das Bewusstsein des „Wir“ muss wiederkommen. In 
Bad Rothenfelde gebe es ein Banner „Wir halten zusammen“. Das fehlt in Glandorf. Er fin-
det den Antrag sehr gut. 
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Die Bürgermeisterin sagte: Auch die Verwaltung würde hinter einer solchen Aktion stehen, 
wenn diese beschlossen wird. Es wäre von der Höhe nur, aber auch eine Geste an Gewer-
betreibende. 
Ratsmitglied Bäumer sagte, dass Glandorf tut sich bei Wirtschaftsförderung schwertue, ist 
nicht ganz richtig. Er stellte dar, dass die Gemeinde einen äußerst günstigen Gewerbesteu-
erhebesatz erhebe und auch so die Wirtschaft fördert.  
 
Im Ausschuss herrschte Übereinstimmung, dass eine Arbeitsgruppe mit dem Gewerbever-
ein möglichst schnell gegründet werden soll.  
Abschließend stellte Ausschussvorsitzender Jürgens den Antrag der CDU-Fraktion zur Ab-
stimmung.  
 
UWG Antrag (U2) Fördertopf zur Unterstützung des momentan geschlosse-
nen/eingeschränkten Einzelhandels durch den Glandorf-Gutschein in Höhe von 10.200 Eu-
ro.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 6 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
Somit ist dieser Antrag angenommen.  
 
 

5. 
Beratung des CDU Antrags (C9) Wassermanagement 
 
Ausschussmitglied Hesse erläutert die Inhalte des Antrags. Eine Durchführungsrichtlinie 
müsste noch erarbeitet werden.  
 
Fachdienstleiter Scheckelhoff verwies auf rechtliche Bedenken zu einer künftigen Nichtan-
erkennung einer zweiten Wasseruhr. Bereits mit der 1995 vorgenommenen 1. Änderung 
der Abwasserabgabensatzung, welche die Möglichkeit der Anmeldung eines zweiten Zäh-
lers zur Reduzierung der Abwassergebühren enthalte, wurde das in Glandorf berücksich-
tigt.  
Dagegen erscheine das Auflegen einer Förderung für Regentonnen – ohne eine Prüfung 
bereits vorgenommen zu haben – rechtlich voraussichtlich möglich.  
 
Ausschussmitglied Wiebusch fragte zum Antrag, ob dieser dauerhaft Mittel vorsehe oder 
nur für 1 Jahr. Was bedeute eine Regentonne an Anschaffungskosten? Zudem müsse der 
WBV Wasser einkaufen. Eine Reduktion der Eigenförderung durch Spülbrunnen im Garten 
solle herbeigeführt werden.  
Ergänzend fügte Herr Jürgens die Frage nach der Gebührengerechtigkeit an – Müsse eine 
solche Vorgehensweise nicht dann für alle Bürger umgesetzt werden?  
Herr Gottlöber zeigte sich skeptisch, ob hier Bestand und Neuanschlüsse unterschieden 
werden könnten.  
Ratsmitglied Bäumer erläuterte: Bestandsschutz sollte bestehen bleiben. Das Regenwasser 
soll stärker genutzt werden. Entweder auf eigenem Grundstück versickern oder Regenwas-
ser nutzen zur Gartenbewässerung. Es ist keine nachhaltige Vorgehensweise, wenn Re-
genwasser abgeleitet wird und in der nächsten Woche mit Trinkwasser der Rasen ge-
sprengt wird. Zudem sei die Amortisation der Anlagen schlecht. 
Ausschussmitglied Pawellek sagte, viele Haushalte würden Gartenwasser durch Spülbrun-
nen fördern. 
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Ausschussmitglied Wiebusch sagte, das Auffangen mit einer Regentonne von 500 l reiche 
kaum zur mehrtägigen Gartenbewässerung.  
Herr Bäumer argumentierte einen Qualitätsunterschied zwischen Trinkwasser und Brun-
nenwasser. 3000 Liter inkl. Regenwassertonne hat nach Erfahrungen auch in einer Tro-
ckenphase ausgereicht. Außerdem gehe es darum, Zeichen zu setzen. Er verwies dabei 
auf deutliche Probleme in Trockenphasen im Netz. 
 
Aufgrund der zwei Sachverhalte wurde Übereinkunft erzielt, über diese getrennt abzustim-
men.  
 
CDU Wassermanagement (C9) – Teil 50.000 Euro Förderung für Anschaffung von Regen-
sammlern:  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 3 

Nein: 3 

Enthaltung: 0 

 
Damit ist der Antrag abgelehnt.  
 
CDU Wassermanagement (C9) – künftige Nichtanerkennung einer 2. Wasseruhr (Garten)  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 3 

Nein: 3 

Enthaltung: 0 

 
Damit ist der Antrag abgelehnt.  
    
 

 11. Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Jahr 2021 - Beratung und Beschlussfas-
sung 
Vorlage: 01/635/2021 
 

Zunächst ging Kämmerer Schmalstieg auf den Wirtschaftsplan der Gemeindewerke Glan-
dorf 2021 ein. Die Planungen der einzelnen vier Sparten wurden erläutert. Der Wirtschafts-
plan der Gemeindewerke steht im direkten Kontext mit der im November vorgestellten Ge-
bührenkalkulation und wird als Anlage zum Haushalt beschlossen.  
Danach präsentierte er die in Tabellenform dargestellten Ergebnisse der Beratungen zum 
Haushalt mit den einzelnen Abstimmungsergebnissen und Änderungen der vorhergehen-
den drei Fachausschüsse sowie der Verwaltung.  
Abschließend erläuterte Kämmerer Schmalstieg den aktualisierten Stand der Haushaltssat-
zung.  
 
Im Folgenden wurde der Beschlussvorschlag von dem Ausschussvorsitzenden Jürgens 
verlesen und zur Abstimmung gestellt.  
 
Beschlussvorschlag:  
Die Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan für das Jahr 2021 wird verabschiedet. 
    
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 6 
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Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
 

 12. Geprüfter Jahresabschluss der Gemeindewerke Glandorf für das Jahr 2019 und Entlas-
tung der Werkleiterin - Beratung und Beschlussfassung 
Vorlage: 01/636/2021 
 
Die Ergebnisse des Jahresabschlusses 2019 wurden in der vorhergehenden Sitzung durch 
Herrn Dr. Averdiek-Bolwin von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KMP erläutert. Der fertige 
Bericht wurde nunmehr abschließend testiert und durch das Rechnungsprüfungsamt bestätigt.  
 
Der Beschlussvorschlag wurde ohne weitere Beratung vom Ausschussvorsitzenden verlesen 
und zur Abstimmung gestellt.  
 
Beschlussvorschlag:  
 

1. Der von der Wirtschaftspüfungsgesellschaft Dr. Klein Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
geprüfte und mit Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises 
Osnabrück versehene Jahresabschluss 2019 und der Lagebericht der Gemeindewerke 
Glandorf werden festgestellt. 

2. Der Werkleiterin der Gemeindewerke Glandorf, Frau Bürgermeisterin Dr. Heuvelmann, 
wird für das Wirtschaftsjahr 2019 die uneingeschränkte Entlastung erteilt. 

3. Der Jahresüberschuss 2019 in Höhe von 66.525,88 EUR im Betriebszweig „Wasserwerk“ 
soll in voller Höhe auf neue Rechnung vorgetragen und in eine Investitionsrücklage ein-
gestellt werden. 

4. Der Jahresüberschuss 2019 in Höhe von 35.627,72 EUR im Betriebszweig „Schmutz-
wasser“ soll in voller Höhe auf neue Rechnung vorgetragen und mit dem Gewinnvortrag 
verrechnet werden.  

5. Der Jahresüberschuss 2019 in Höhe von 14.062,31 EUR im Betriebszweig „Nieder-
schlagswasser“ soll auf neue Rechnung vorgetragen und mit dem Gewinnvortrag ver-
rechnet werden. 

6. Der Jahresfehlbetrag 2019 in Höhe von -336.792,88 EUR im Betriebszweig „Hallenbad“ 
soll in voller Höhe auf neue Rechnung vorgetragen und durch eine Rücklagenzuführung 
der Gemeinde abgedeckt werden.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 6 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
 

 13. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 2020 der Gemeindewerke 
Glandorf - Beratung und Beschlussfassung 
Vorlage: 01/637/2021 
 
Ohne weitere Beratung wurde Beschlussvorschlag vom Ausschussvorsitzenden verlesen und 
zur Abstimmung gestellt.  
 
Beschlussvorschlag:   
Das Büro Klein & Mönstermann wird mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 der Gemein-
dewerke Glandorf beauftragt. 
    
Abstimmungsergebnis: 
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Ja: 6 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 

 
 

 14. Anfragen und Anregungen 
 
Ausschussmitglied Hesse bat darum, den Sitzungslink eher zu versenden. Er bat ebenfalls da-
rum, zu Beginn einer Hybridsitzung kurz zu berichten, wer vor Ort anwesend ist. Diese Anre-
gung wird von der Verwaltung mitgenommen.  
 
Ausschussmitglied Wiebusch lobte die technische und organisatorische Durchführung der Hyb-
rid-Sitzung. Er freue sich, dass man von zu Hause aus gut digital teilnehmen kann.  
    
 

 15. Schließung der Sitzung 
 
Mit Dank an alle Teilnehmer schloss der Ausschussvorsitzende Stefan Jürgens um 22.32 Uhr 
die Sitzung.  
 
gez. Stefan Jürgens    gez. Dirk Schmalstieg 
Vorsitzender    Protokollführer 
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